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Novelle der Bayerischen Bauordnung; hier: Ankündigung eines neuen Abstandsflächen-
rechts in Bayern samt Satzungsermächtigung für die Städte und Gemeinden

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Bayerische Landtag hat am 2.12.2020 den Gesetzentwurf der bayerischen Staatsregierung
zur Novelle der Bayerischen Bauordnung in zweiter Lesung verabschiedet. Das Gesetzesvor-
haben sieht unter anderem die Novelle des Abstandsflächenrechts mit einer Verkürzung der
Abstandsflächentiefen von 1,0 H auf 0,4 H, in Gewerbe- und Industriegebieten von 0,25 auf 0,2
H (= Wandhöhe des jeweiligen Bauwerks) mindestens jedoch 3 Meter vor. Da die Verkürzung
für alle Gebäudeseiten gilt, wird zukünftig auf das sogenannte Schmalseitenprivileg verzichtet,
das vor zwei Außenwänden mit weniger als 16 m Länge bisher nur ein halbes „H“ als Abstands-
flächentiefe verlangte. Das führt – und dies ist die politische Intention des Gesetzgebers – zu
einem Zusammenrücken der Baukörper (Nachverdichtung) in der zukünftigen Ortsentwicklung.
Ausgenommen vom neuen Abstandsflächenrecht außerhalb von Kern-, Gewerbe-, festgesetz-
ten Urbanen Gebieten und Industriegebieten sind alle Städte in Bayern über 250.000 Einwoh-
ner. Entgegen den ursprünglichen Planungen der Staatsregierung wird das neue Abstandsflä-
chenrecht ohne Übergangsfrist bereits zum 1.2.2021 in Kraft treten.

Der Bayerische Städtetag und der Bayerische Gemeindetag haben sich in den vergangenen
Monaten vehement gegen die Neufassung des Abstandsflächenrechts in der nunmehr vorlie-
genden Fassung ausgesprochen. Hierbei galt für uns: Wir halten den Wunsch nach geregelter
und kontrollierter Nachverdichtung mit dem Ziel der Wohnraumschaffung sowie dem Ziel der
Flächenschonung im Außenbereich für sinnvoll und nachvollziehbar. Mit Blick auf die Neufas-
sung haben wir uns jedoch ein Mehr an Kommunalfreundlichkeit und kommunaler Steuerungs-
hoheit gewünscht.

Der Landesgesetzgeber hat mit dem neuen Abstandsflächenrecht aber auch erneut eine Sat-
zungsbefugnis zur Festlegung abweichender Abstandsflächentiefen bis zu 1 H für die Städte
und Gemeinden verabschiedet, die dies zur Verbesserung oder Erhaltung der Wohnqualität für
erforderlich halten.
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Im Zusammenhang mit einem solchen Satzungserlass stellen sich jedoch zahlreiche Fragen,
u.a. zum Zeitpunkt des Satzungserlasses, zur notwendigen Begründung, zur Frage des Gel-
tungsbereichs einer solchen Satzung sowie zu entschädigungsrechtlichen Fragen infolge mög-
licher Baurechtseinschränkungen. Um ein Mehr an Rechtssicherheit für unsere Städte und Ge-
meinden in Bayern zu schaffen, sind die Geschäftsstellen unserer beiden Verbände in den ver-
gangenen Wochen in intensiven Dialog mit dem zuständigen Bayerischen Staatsministerium für
Wohnen, Bauen und Verkehr (STMB) getreten, wobei einige, aber nicht alle Fragen zu einem
Satzungserlass beantwortet werden konnten. Wir erwarten im Moment noch Antwort auf unsere
Forderung nach einem frühzeitigen Ministeriellen Schreiben zur Auslegung und Umsetzung der
neu gefassten Art. 6 Abs. 5 Satz 2 und 81 Abs. 6a BayBO (Anlage 1), die zukünftig als Rechts-
grundlage einer Abstandsflächensatzung dienen werden.

Uns ist es zentrales Anliegen, unseren Mitgliedern bestmöglich auf dem Weg zu einem alsbal-
digen Satzungserlass zu verhelfen, sollte dies aus den von der Rechtsgrundlage beschriebenen
Gründen möglich und gewünscht sein. Aus diesem Grund haben wir auf Grundlage der bisheri-
gen Ermittlungen, Bewertungen und Abstimmungen mit dem STMB folgende Empfehlungen zu-
sammengetragen sowie ein unverbindliches Muster (Anlage 2) einer entsprechenden Sat-
zung entworfen:

1. Wir haben in Abstimmung mit dem STMB und dem Bayerischen Landtag erreicht, dass
die Rechtsgrundlage für einen Satzungserlass bereits zum 15.1.2021 in Kraft treten wird.
Aus diesem Grunde wird es möglich sein, eine entsprechende Satzung bereits vor dem
Inkrafttreten des neuen, verkürzten Abstandsflächenrechts zu beschließen und bekannt
zu machen. Zur Begrenzung möglicher Baurechtseinschränkungen durch eine entspre-
chende Satzung empfiehlt sich, die gemeindliche Satzung zum 1.2.2021 zeitgleich mit
dem Inkrafttreten der BayBO-Novelle in Kraft zu setzen.

2. Wir kommen nach Abstimmung mit dem STMB zu der Auffassung, dass eine Vergröße-
rung der Abstandsflächentiefen mit Blick auf das neue Abstandsflächenrecht auch nur
durch die neu geschaffene Rechtsgrundlage (Art. 6 Abs. 5 Satz 2 und 81 Abs. 6a BayBO
neu) erfolgen kann. Dabei ist zu beachten, dass nur die Tiefe der Abstandsflächen abwei-
chend geregelt werden kann. Es kann nicht von den neuen Berechnungs- und Anrech-
nungsregelungen der Wandhöhe H, beispielsweise der Anrechnung von Dach und Gie-
belflächen abgewichen werden. Bei einer Festlegung der Abstandsflächentiefen wie bis-
her (1 H und 0,5 H im Falle des Schmalseitenprivilegs) kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass durch die neuen Berechnungs- und Anrechnungsregelungen für die Wandhöhe
im Einzelfall auch größere Abstandsflächen als bisher anfallen.

3. Satzungen auf Grundlage der Bayerischen Bauordnung dürfen keine bodenrechtlichen
Bezüge aufweisen, die ausschließlich der Bauleitplanung vorbehalten sind. Dies gilt bei-
spielsweise für klimatische oder siedlungsstrukturelle Zielsetzungen. Wenngleich Art. 81
Abs. 1 Nr. 6 a BayBO neu das Ortsbild als Grund für eine Abstandsflächenverlängerung
benennt, raten wir aufgrund der dazu bestehenden Rechtsprechung davon ab, diesen
Gesichtspunkt heranzuziehen. Möglicherweise mit weniger rechtlichen Risiken ist es ver-
bunden, sich auf die Erhaltung und Verbesserung der Wohnqualität zu beziehen. Auf die-
ser Grundlage wurde auch der Vorschlag für eine Begründung der Abstandsflächensat-
zung formuliert.

4. Der Erlass einer entsprechenden Satzung bedarf der vertieften Prüfung des Geltungsbe-
reichs im jeweiligen Gemeindegebiet, auch hinsichtlich seiner unterschiedlichen Ortsteile,
sowie der Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 81. Abs. 6a (neu) BayBO. Zumindest
dann, wenn nur Teile des Gemeindegebietes umfasst sein sollen, bedarf es einer exakten
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Definition des Geltungsbereichs durch einen Umgriffsplan. Dieser ist zum Bestandteil der
Satzung zu machen.

Von einer pauschalen Übernahme des anhängenden Musters ist daher abzuraten. Viel-
mehr ist es erforderlich die konkreten Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen. Dies
betrifft insbesondere auch das Verhältnis der neu zu erlassenden Satzung zu rechtsver-
bindlichen Bebauungsplänen, die die Geltung des Abstandsflächenrechts nach Bayeri-
scher Bauordnung angeordnet haben.

5. Mit Blick auf einen Satzungserlass, dessen Inkrafttreten nach dem 1.2.2021 liegt, ist ge-
genwärtig nicht absehbar, wie die Rechtsprechung mit möglichen Baurechtseinschrän-
kungen und damit verbundenen Grundstückswertminderungen umgehen wird. Deswegen
ist insbesondere bei einem Satzungserlass, dessen Inkrafttreten nach dem 1.2.2021 liegt,
auf eine besonders sorgfältige Satzungsbegründung zu achten.

Wir werden auch in den kommenden Tagen und Wochen im zuständigen Ministerium einfor-
dern, dass unsere Städte und Gemeinden von dort zeitnah konkrete und Rechtssicherheit
schaffende Ausführungs- und Anwendungshinweise erreichen. Unsere Verbände haben bereits
seit dem ersten Aufschlag und der ersten Diskussion über eine Neufassung des Abstandsflä-
chenrechts vor gut zwei Jahren gegenüber der Staatsregierung und dem Bayerischen Landtag
immer wieder auf die sich nun ergebenden Fragen hingewiesen. Wir hoffen, dass wir mit vorlie-
genden Hinweisen sowie unserem Muster einen Beitrag für ein zielführendes Vorgehen vor Ort
leisten können.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Franz Dirnberger Bernd Buckenhofer
Geschäftsführendes Geschäftsführendes
Präsidialmitglied Vorstandsmitglied
BAYERISCHER GEMEINDETAG BAYERISCHER STÄDTETAG

Anlagen



 zum gemeinsamen Rundschreiben von Bay. Städtetag und Bay. Gemeindetag vom
8. Dezember 2020

Auszug BayBO in der Fassung des am 2.12.2020 verabschiedeten Gesetzentwurfs:



Anlage 2 zum gemeinsamen Rundschreiben von Bay. Städtetag und Bay. Gemeindetag vom
8. Dezember 2020




